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Die letzten Wahlen zu den Landtagen und Gemeinde
ten in einer Reihe deutſcher Bundesſtaaten habemn, ſo

verſchieden ſte auch an ſich waren, doch ein Ergebnis ge
habt, das zu denken gibt. Sie zeigen eine ſtarke Müdig
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keit der Wählermaſſen und eine Abneigung gegen die po
tiſche Parteien, die für die Folge nichts gutes verſpre

chen. Wo die Erbitterung gegeneinander micht beſonders
Kark iſt, ſondern eine ruhige Geſchäftsführung eine klare
Linia innehält, verbiert ſich das Verantwortlichkeitsgefühl
Der Maſſe. Ein Beiſpiel dafür iſt Baden, wo die Wahl
beteiligung nur zwiſchen 35 und 40 Prozent betrug In
den anderen Staaten, in Lübeck und Sachſen, wogte zwar

der Kampf erbittert und hat auch mehr Säumige an die
Arne geholt, aber nicht zu Gunſten der politiſchen Par
teien ſelbſt, ſondern jener Wirtſchaftsgruppen, die ſich mit
großen Fragen überhaupt nicht befaſſen. und bediglich
Sonderintereſſen vertreten. Die Wirtſchaftspartei dringt
Aberall erfolgreich vor, aber ſelbſt ſolche einſeitig zuſam-
mengeſetzten Wahlkörper, wie der Bund der Aufwertler,
onnten überall Fortſchritte verzeichnen. Das ſtimmt
außerordentlich bedenklich. Die politiſchen Organtſationen
werden dabei zerrieben und wenn es ſich auch wohl nur
Am eine vorübergehende Erſcheinung handelt, ſo wird

ionale ſchon dadurch ſchwerer Schaden geſtiftet, weil es hünftig
es wird, wieder von vorne an die Organiſationen auf

bede es eine weitere Erſchwerung. Klare Mehr
heſtts verhältniſſe gibt es, vielleicht Bayern ausgenom
men, wo der Partikularismus der Bayeriſchen Volks
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partet eine ſtarke Anziehungskraft übt, nirgends. Ueber
all müſſen Koalitionen geſchaffen werden, die natürlich in

ertragen und ſind ihnen nicht immer gewachſen. Am
Rärkſten gilt das im Reich. Fragen, die anit den Sozial
demokraten gelöſt werden können, ſtehen andere gegen
Kber, für die ſich auch die große Koalition nicht geſchloſſen

einſetzen kann. Man braucht nur an das Geſetz gegen
Schund und Schmutz oder an das kommende Retchsſchul
geſetz zu erinnern. Wenn hier auch die liberalen Parteten

Kärker nach links pendieren, ſo haben Bayeriſche Volks
Partei und Zentrum keine Neigung, gerade mit der Sozial
Kemokratie dieſe Geſetze zu verabſchieden. Das ſind Prob
leme, die gerade, weil ſie ſchon in ſeeliſche Begzirke eingrei
fen, tkaktiſch nur ſchwer lösbar ſind.

Es war deshalb richtig, daß man zunächſt einmal die
große Koalition nicht begründete, ſondern ſich mit einer
Zwiſchenlöſung begnügte, die an ſich keinen befriedigt und
trotzdem wenigſtens die Ausſicht auf eine gewiſſe Dauer
Fat. Worguf es ankam, war lediglich die Linke aus ihrer
nglücklichen Oppoſitionsſtellung zu befreien, die in kur
er Zeit zu einer vollſtändigen Lahmlegung des Reichs
tages und vermutlich zur Auflöſung geſührt hätte. Ge
rade wer die große Koalition will, darf ſie nicht an einem
falſchen Zeitpunkt fordern. Ganz abgeſehen von der Ab

neigung der Deutſchen Volkspartei und der Bayeriſchen,
in dieſe Kombination einzuwilligen, iſt auch bei der So
zialdemokratie keine ausgeſprochene Stimmung dafür vor

hHanden. Ein Teil der Fraktion iſt zwar für die große
Koalition eingetreten, aber es iſt nur eine Minderheit
geweſen. Die Führer ſelbſt waren aus reiflicher Ueber

legung geblieben und ſchoben Vereinbarungen vor, die
ihnen eine gewiſſe Freiheit ließen. Man einigte ſich in
den Beſprechungen beim Kanzler dahin, eine ſtändige und
enge Fühlung miteinander zu unterhalten, aber ſich noch
micht endgültig feſtzulegen. Man darf nicht vergeſſen, daß
de Sozialdemokratie nach den ſächſiſchen Wahlen mit ih
rem ſtarken Zug nach links eine verantwortliche Mit
arbeit ſcheut. Das wird ſich vielleicht ändern, wenn Neu
wahlen ſtattgefunden haben, die dieſer Partet wahrſchein
lich einen erheblichen Gewinn zuführen und die Kommu
miſten in ihrer Agitation lähmen. Schon jetzt zeigt ſich,
daß die Moskauer ihren Höhepunkt überſchritten haben.
Man muß daher abwarten, bis wenigſtens die Not des
Winters vorüber iſt. Erhält das Wirtſchaftsleben dann,
wie man vielfach hofft, einen Auftrieb, ſo ſind die Ge
fahren von links her im weſentlichen als überwunden an
güſehen

Wir haben auch noch einen zweiten Grund, eine
Reſchstagsauflöſung vorläuftg nicht zu befürworten. Die
Ausſichten für die Mitte ſind nicht günſtig, daruber ſoll
man ſich nach den Erfahrungen der letzten Wochen einmal

ſich brüchig ſind. Sie haben dauernd Belaſtungsproben zu

Die letzten Gemeinderatswahlen Wahlmüdigkeit in Baden Das Vordringen der Wirtſchaft sgruppen Erſchwerte Koalition Das
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Streſemann bei uns, wozu be ihm noch erſchwerend die

Er

r öchentli t j igenpreis:er Polith Wegweiſer erſcheint wöchentlich einmal an jedem Sonnabend Bezugspreis 55 Goldpfennig Anzeig h ete o dpfene ne e e e Beſtellungen nehmen alle zuſtändigen Ponämter, Brief Anzeigen Annahme durch den Verlag des „Poltiſchen Wegweiſer
räger nd der Verlag Halle Saal Leipzigerſtraße Nr. entgruen. Streiss, höhere Gewalt und Betriebs Bexrlas Verein der Deutſchen Denſokratſchen

ſiörung entbinden den Verlag von der Haſtung für Verzögerung und Entſchädigung Schriſftleiteng: Halle (Saale)

Nummer 47 Halle (S.), 20. November 1926
See T S igk

hlar ſein. Auch wenn man annehmen darf, daß die Deutſch
nationalen eine Niederlage erleiden würden, iſt damit
noch nicht allein gedient. Es muß auch eine gewiſſe Be
rulhhigung in den Wählermaſſen eintreten, die heute unter
Steuern und der Konkurrenz der öffentlichen Körper
ſchaſten in vielen Berufen leidet. Eine Hauptaufgabe die
ſes Winters iſt es ohnedies, den Finanzausgleich zwiſchen
Reſich, Ländern und Gemeinden zu verabſchieden und auch
eſin wenig auf die Sonderſteuerpolitik der Städte zu ach
ten, gegen die ſich die Erbitterung hauptſächlich richtet.
Die Kommunen befinden ſich in einer Zwangslage und
ſind vielfach garnicht im Stande, ihre Ausgaben zu dek
en. Das Problem iſt ein Geſamtproblem und kann nur
vom Reich aus gelöſt werden. Das aber gilt es zunächſt
einmal abzulehnen. Auch wird man gut tun, ſich erſt ein
mall die Außenpolitik auswirkhen zu laſſen. Ein Erfolg
Streſemanns würde die deutſchnationale Niederlage ver
wollſtändigen und gerade darauf muß hingearbektet
werden.

Ueberwältigend ſind die Ausſichten dafür im Augen
blick wicht. Verhandlungen mit fremden Staaten erfor
dern immer unendliche Geduld, und die häufig in der
Preſſe auftauchenden Nachrichten von ſtark optimiſtiſcher
Färbung nützen nichts, ſondern verderben im Gegenteil
die Stimmung. Man hat für unſeren Geſchmack Thoiry
viel zu laut be on eine Tat aber diege e e Sena Herr Briand in ſeiner
Kammer genau ſo vielen Gegnern gegenüberſteht, wie

t t

bergen.

Macht der Militärs kommt, die durch keinen verlorenen
Krieg beſcheidener geworden ſind. Schon in der Frage der
Militärkontrolle zeigt ſich das Ob es wirklich ehrliche
Beſorgnis vor einem deutſchen Wiedererwachen iſt oder
mnür der dringende Wunſch, die guten Poſten nicht zu ver
lieren, ſpielt dabei keine Rolle. Tatſache iſt jedenfalls
daß es bisher noch nicht gelungen iſt, dieſe Hemmungen
zu beſeitigen. Dabei hat ſich England ſtark und entſchieden
für den deutſchen Standpunkt eingeſetzt und durch ſeinen
Botſchafter in Paris Lord Crewe nachdrücklich die Forde
mung unterſtrichen, um dieſer ganzen Jnſtitution ein
Ende zu machen. Es iſt ja möglich, daß bei der Zuſam-
menkunft der drei Außenminiſter in Genf eine Einigung
ergielt werden wird, aber als ſicher möchten wir das noch
nicht unterſtellen. Gerade die Geringfügigkeit der Rück
ſtände in der deutſchen Entwaffnung zeigen, wie hart
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Der Reichsfinanzausgleich
Ungeklärte Lage in Frankreich

verſtändigen nur mit ernſter Beſorgnis verfolgt wird.
Man fürchtet den Rückſchlag. Nicht nur, daß die Kurs
ſteigerung zum Teil auf Spekulation beruht, was ſchon am
ſich bedenklich iſt, iſt eine Notlage eſtngetreten, die bereits
wiele Firmen zur Liquidation wegen Geld mangel gezwun
gen hat. Die Entwickelung ging zu ſchnell Infolgedeſſen
iſt damit zu rechnen, daß dieſe Kreiſe, und es ſind ja die
ausſchlaggebenden, ſich zur Wehr ſetzen und dem Franken
Halt gebeten werden. Damit aber iſt das Kernſtück der
Poincdareſchen Politik bedroht Sellbſt die Engländer, wie
Mac Kenna und Mantague Norman haben ihm geſagt,
daß die Zeit zur Stabiliſierung gekommen ſet, er hat das
aber abgelehnt, obwohl auch Loucheur öffentlich dafür
eingetreten iſt. Poincare hat ja immer zu den eigen
ſinnigſten Staatsmännern Europas gehört und es iſt auch
diesmal nicht ausgeſchloſſen, daß er, genau wie 1924 ſich
zu weit vorgewagt hat. Es iſt vielleicht micht unberech
tigt, wenn ſeine Freunde den im Januar ſtattfindenden
Senats wahlen peſſimiſtiſch entgegenſehen. d

Dagegen wird man die frangöſiſch-italieniſche Span
nung, die ſchon im Abflauen begriffen iſt, in ihrer Be
deutung nicht zu überſchätzen brauchen Auch in Rom hat
man erkannt, daß man den Bogen nicht überſpannen darf

und entſprechende Anweiſungen an die Preſſe gegeben
Jtalien iſt anders als andere Staaten f. ſſe

an twartlith. weil es keine Blätter mehr
Der Regierung unabhängig ſind. Alle anderen
terdrückt worden. Die Gewaltherrſchaft im Jnnern hat de

letzten Reſt von Freiheit beſettigt. Man hat uns ja ſüd
lich der Alpen verargt, daß wir dieſes ganze Unterfan
gen abfällig beurteilt haben, aber micht etwa aus Haß
gegen Jtalten, ſondern im Gegenteil, aus Sympathie mit
einer Nation, die ſehr wohl unſer Freund ſein kann und
es auch häufig geweſen iſt. Von einem liberalen Jt altem
trennt uns garnichts, von einem ſfaſchiſtiſchen allerdings
ſehr viel. Wir brauchen nur an Südtirol Zu erinnern
das heute bis zur Verzwefflung getrieben wird Eine
ſolche Politik hat ſich noch nie bewährt.

Dieſe Erfahrung haben auch die Polen machen müſ
ſſen. Der wildeſte Terror hat verſagt. Die Gemeinde
wahlen in Oberſchleſien ſind eine Quittung geweſen, die
in der ganzen Welt geleſen wurde. Obwohl Hundert
tauſende von Deutſchen freiwillig oder gezwungen das
Land verlaſſen haben, wurden mehr deutſche Stimmen ab
gegeben als 1920 bei der Entſcheidung über Oberſchleſtens
Schickſal. Die Erregung in Warſchau iſt ſchon verſtänd
lich. Deutlicher konnte ein Mißerſfolg garnicht werden
Wenn man jetzt aber mit dem Gedanken ſpielt, die inter
moational garantierte Selbſtändigkeit des Gebietes anzu
taſten und es in kleine Kreiſe aufzuteilen, ſo iſt das ein
Weg, der in die Jrre führt. Hier wird internationalesſelbſt

auch die Verbreitung unſerer
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ſelbſt ein Mann won ſo gutem Willen wie Briand kämp
fen muß, um das von ihm als Richtig erkannte durchgzu
führen.

Die Lage in Frankreich ſelbſt iſt heute wieder ſo un
geblärt wie möglich. Der nattonaliſtiſche Heißſporn im
Kabinett Poincoare Louis Marin hat durch ſein vückſichts
loſes Vorgehen die gange Regierung gefährdet. Poincare
mußte ihn öffentlich abſchütteln, wenn er auch nicht den
Mut fand, ihn auszuſchiffen. Zunächſt hat er den Sturm da
mit beſchworen, doch droht ihm von einer gang anderen
Seite her Gefahr Die Frankenaufwärtsbewegung hat

Recht gebrochen Und es iſt ganz ausgeſchloſſen daß
Deutſchland dazu ſtillſchweigt. Wagt man in Polen tat
ſächlich auch das, ſo muß eben der Völkerbund ein greifen
n er wird ſich einem ſolchen Ruf garnicht entziehen
können.

Die Lehren ſind immer die gleichen die Anbelehr
barkeit iſt aber auch immer dieſellbe. Wo eine Kampf
ftimmung herrſcht, müſſen die Sicherheitsventile geöffet
werden. Leider begreifen das die werantwortilichen
Staatsmänner meiſt zu ſpät. Der Satz gilt auch für die
Außenpolitik. Die italieniſchen Reden und Drohungen
gegen den Orient, die England durch die Anterredung von
Livorno mindeſtens ſcheinbar unterſtützt hat, haben Vor
deraſten mobil gemacht. Die Zuſammenkunft in Odeſſa
zeigt, daß man durchaus nicht geneigt iſt, alles hinguneh
men Vielleicht trifft es nicht zu, daß über aſiatiſche
Einheitsfronten verhandelt worden iſt, aber ganz ſicher
hat man ſich für den äußerſten Notfall verſtändigt. Die
Dürkei, Rußland, Perſien und Afghaniſtan zuſammen
bilden ſchon einen Komplex, der auch für europäiſche
Mächte ſo gut wie unangreifbar iiſt, namentlich dann,
wenn andere europäiſche Mächte dabei die Hand im Spiel
haben. Herr Tſchitſcherin fährt nach Paris, wo er mit
Briand eine Ausſprache haben wird. Es wäre nicht weit
ter auffällig, aber franzöſiſche Blätter melden, daß ge
rade an der Seine der Orient- Pakt unerzeichnet werden
ſoll, alſo offenbar unter dem Protektorat Frankreichs
Das ſind Vorgänge, denen man garnicht genug Aufmerk
ſamkeit ſchenken kann. Richard Mayeinen Umfang angenommen der in den Kreiſen der Sach
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Die Wirtſchaftspartei.
e Von Dr. Hugo Buſchmann.

Der Kampf um die Stagatsform und um eine ver
munftgemäße Außenpolitik iſt von Uns mit Erfolg durch
geführt worden. Wenn jetzt die vielen neuen Aufgaben,
Die insbeſondere der Ausbau des Staates ſtellt, nicht durch
ſalſche Parteigruppierungen verwirrt werden ſollen, dann
muß ſich unſere Aufmerkſamkeit rechtzeitig auf die Agita
tion gewiſſer Kreiſe für die ſogenannte Würtſſchafts
partei richten. Dieſe Agitation wird jetzt auf alle
mögliche Weiſe im Lande betrieben, oſt unter Mißbrauch
der dem Mittelſtand vom Staat gegebenen Berufsver
tretaingsorgane.

Jn der neueren deutſchen Parteigeſchichte iſt häufiger
der Gedanke einer Müättelſtandspartt e aufge
taucht, niemals hat er verwirklicht werden können. Der
Mittelſtand war bisher überwiegend einſichtig, er kannte
die Gefahren einer Mittelſtandspartei für den Mittel
ſtand ſelbſt und ließ unbelehrbare Parteſigründe Unter
ſich. Jn den letzten Jahren hat der Gedanke einer ſelb
ſtändigen Mittelſtandspartei wieder Boden gefaßt und,
um dem Ganzen einen etwas neutraleren Anſtrich zu

Sgeben, nannte man die Neugründung dieſer Art „Wirt
ſchaftspartei des deutſchen Mittelſtandes“.

Die Stimmungen im Mittelſtand, die derartige Be
ſtrebungen unterſtützten, ſind auch uns verſtändlich. Nach

dem Kriege hat ſich der Mittelſtand oft von allen Seiten
werlaſſen geglaubt. Die Großinduſtrie bemühte ſich, da ſie

mehr darauf angewieſen war als früher, um verſtärkte
Zulteilung von Staatsaufträgen und drohte den Mittel
ſtand an die Wand zu drücken. Auf der anderen Seite
drohten Sozialdemokraten und Kommuniſten mit So
ialiſterung oder Kommunaliſierung des Handwerks und

ließen es, wenn ſie in einzelnen Städten Gelegenheit da
zu hatten, an unſinnigen Verſuchen nach dieſer Richtung
nicht fehlen. Wieder machte es die Großinduſtrie nicht
veſſer, die den Mittelſtand dadurch zu ſchädigen ſuchte,
daß ſie werksweiſe die Verſorgung ihrer Angeſtellten und
Arbeiter mit Lebensmitteln und Kleidung an ſich reißen

wollten Nicht zuletzt gaben die vielfach den einzelnen
Berufsſtänden ſchwere Opfer auferlegenden Maßnahmen,
die zur Ueberwindung der Kriegsfolgen unbedingt not
wendig waren, auch den Mittelſtändlern Grund zur Anzu
friedenheit und da gerade bei dem deutſchem Kleinbür
gertum die Luſt zur Kritik an allen Dingen ſehr ſtark iſt,
ſanden die Wirtſchaftsparteiler auch in dieſer Beziehung
Hilfe in den gegebenen Verhältniſſen. So wird denn der
Charakter der Wirtſchaſtspartei des deutſchen Mittel
ſtandes gekennzeichnet durch die Kritik, die ſie an vielen
Einzelheiten der ſtaatlichen Nachkriegsmaßnahmen übte.
Beobachtet man aber die Haltung ihrer eigenen Vertreter
im Parlament, dann kann man nicht umhin, gerade eine
verhängnisvolle Politik der Wirtſchaftsparteiler

en den Mittelſtand angehenden Fragen feſtzuſtellen.

e Da wird z. B. die Hauszän sſt en er won der
Wirtſchaftspartet erbittert bekämpft und doch ſind gerade
die Wirtſchaftsparteiler Schuld an Beſtehen dieſer
Steuer Die Wirtſchaſtspartei hat nämlich im Reiche
erſt dem Reichsfinanzminiſter von Schlieben die Mehrheit
für den verhängnisvollen Finanzausgleich geſichert, der
den Ländern mindeſtens 20 Prozent Hauszinsſteuer für
den allgemeinen Finanzbedarf zwingend vorſchreibt. Der
Finanzausgleich wurde im Reichstag entgegen der leb
haſteſten Oppoſition der Demokraten im Eilzugstempo
von den Rechtsparteien in Verbindung mit den Wirt
ſchaftsparteilern verabſchiedet. Noch in den letzten Tagen
hätte die Wirtſchaftspartei in Preußen dem Mittelſtand
heinahe wieder unermeßlichen Schaden zugefügt. Es iſt

nicht den Vertretern der Mittelſtandspartei zu danken,
wenn jetzt der S 4 der Gewerbeſteuerverordnung beſte
hen bleibt und damit dem Mittelſtand eine weſentliche

ſteuerliche Erleichterung wenigſtens für dieſes Jahr geſi
chert wird. Die unerſahrene Taktik der Wirtſchaſtspar
keiler im Landtag hätte beinahe, wie hier ſchon ausgeführt
worden iſt, den Kommunen ein Recht in die Hand gege
ben, die Gewerbebetriebe bis ins Anendliche zu belaſten.

Wie haltlos innerlich das ganze Programm der Wirt
ſchaftspartei iſt, zeigt ſich auch an der programmatiſchen
Bekämpfung jeglicher Einwirkung des Staates auf die
Wirtſchaft. Und doch mußte gerade der Abgeordnete
Müller Franken von der Wirtſchaftspartet im
preußiſchen Landtag das Beſtreben des Staates, auf die
Erzeugung der elektriſchen Kraft Einfluß zu gewinnen,
begrüßen. Da haben wir praktiſch einen Fall, wo das
Handwerk daran intereſſiert iſt, daß es vom Staat gegen

übermächtige Wirtſchaftsgruppen geſchützt wird. In den
großen wirtſchaftlichen Umwälzungen, in denen wir ſte
hen und bei denen wir der Wirtſchaft auf der einen Seite
unbedingt freie Bahn geben müſſen, damit ſie ſich ratto
nelle Produktionszuſammenfaſſungen gibt, können wir
überhaupt die ſoziale Beſtätigung des Staates nicht ent
behren. Gerade jetzt beginnen die Aufgaben einer ſozig
len Demokratie. Zu allen Zeiten ſolcher wirtſchaftlichen
Neuerungen hat der Staat erhöhte ſoziale Funktionen
übernehmen müſſen So iſt es auch heute Gerade die
jenigen, die von der ſozialen Fürſorge des Staates nichts
wiſſen wollen, profilieren von der Einwirkung des
Staates auf die ſoßialen Verhältniſſe am allermefſten. Die
Schuhßölle für Landwirtſchaft und Schwerinduſtrie ſind
nichts anderes als eine Fürſorge des Staates für dieſe
Schichten. Der Mittelſtand, der häufig gegen dieſe Für
ſorge zu Felde zieht, bedarf der Anterſtützung des Staates
Tag für Tag, wenn er nicht aufgeſogen werden ſoll. Die
verarbeitende Jnduſtrie kann recht bald in die Lage
kommen, den Schutz des Stagtes gegen diktatori
ſche Preispolitik der großen eiſenſchaffenden Kartelle an
züruſen. Ganz ſelbſtverſtändlich iſt die weſtgehendſte
ſoziale Fürſorge für die Maſſen der Arbeiter und Ange
ſtellten, die im Wirtſchaftsprozeß und ſeinen Umwäl
Zzungen am meiſten zu leiden haben und gerade das liegt
im Intereſſe des Kleingewerbes, denn dadurch wird es

Preußens Elektrovorlagen.
Rede des Handelsminiſters Dr. Schreiber.

Schluß
Die Zuſammenſührung der verſchiedenen Großunterneh

mungen wird auch den notwendigen Prozeß der Ausſcheidung
veralteter und weniger wirtſchaftlicher Unternehmungen er
leichtern. Dieſe Werke werden als Amſpann oder Verteiler
werke immer noch ihre Bedeutung haben, aber es iſt ſicherlich
nicht notwendig, daß wir im Jahre 1925 noch 2699 Elektri
zitätswerke für die öffentliche Stromverſorgung in Deutſchland
hatten. Wenn auch dieſe un wirtſchaftliche Vielheit gegenüber
1913, wo wir noch 4040 derartige Werke beſaßen, in der Ver
minderung begriffen iſt, ſo iſt auf dieſem Gebiete der Ver
einfachung doch ſicherlich noch vieles zu kun.

Auch die Abgrenzung der Jntereſſenſphären der einzelnen
Elektrigitätsunternehmungen iſt wichtig und wird von dem
Staate gefördert werden müſſen. Es wäre nicht zu verant
worten, wenn die einzelnen Unternehmungen, nur um ſich ge
genſeitig Gelände abzugewinnen, ſich zu un wirtſchaftlichen
Jnveſtitionen verleiten ließen. Freilich darf die Abgrenzung
von Jntereſſenſphären auch auf dieſem Gebiete nicht ſo ver
ſtanden werden, daß nun dieſe Gebiete den verſchiedenen Unter
nehmungen zur veliebigen Ausbeutung überlaſſen blieben.

Die Abgrenzung von Jntereſſengebieten muß vielmehr ver
bunden ſein mit der Einräumung eines angemeſſenen Ein
fluſſes für den Staat innerhalb der in Betracht kommenden
Geſellſchaften. Dabei braucht dieſer Einfluß keineswegs über
all in einer geſchäftlichen Beteiligung zu beſtehen und noch
viel weniger iſt daran zu denken, daß der Staat ſich etwa in
die techniſche Entwicklung eines dieſer Anternehmen ein
miſchen will. Jn der Eigenart der Elektrigitätsunternehmun
gen als Verſorgungsbetriebe für die geſamte Wirtſchaft liegt
es indeſſen, daß der Staat die Möglichkeit erhalten muß, die
allgemeinen öffentlichen Jnteveſſen, die er als Vertreter der
Stromverbraucher zu betreuen hat, jederzeit gegenüber einem
etwaigen Machtmißbrauch zur Geltung zu bringen. Je be
keitwilliger die vorhandenen Unternehmungen ſich in den
Dienſt der öffentlichen Intereſſen ſtellen, umſo weniger kön
nen ſie dagegen Bedenken haben, den Staat als Mitarbeiter
auf dieſem Gebiete willkommen zu heißen.

Beſonders wichtig wird es für den Staat ſein, im Zu
ſammenwirken init den anderen elektrowirtſchaftlichen Anter
nehmungen auf eine Rationaliſterung der Verteilung des
elektriſchen Stromes bis zu dem letzten Verbraucher hinzu
arbeiten. Die Wege, auf denen die elektriſche Energie bis
zum letzten Abnehmer geleitet wird, ſind außerordentlich ver
ſchiedene und vielfach ſicherlich zu lange und zu koſtſpielige.
Auch in dem ſtaatlichen Stromverſorgungsgebiete iſt in dieſer
Hinſicht gewiß noch vieles zu tun. Es iſt aber völlig verfehlt,
das, was der Staat in ſeiner 22 bis 3jährigen Tätigkeit auf
dieſem Gebiete bisher erreicht hat, zu vergleichen mit Ver

Waltniſſen, die ſich in anderen Gebieten in der zähen Arbeit
mehrerer Jahrzehnte entwickelt haben. Die ſtaatliche Verwal
ung mißt dieſer Seite des Problems die allergrößte Bedeu
tung bei und wird nichts unverſucht laſſen, neben der Er
zeugung der elektriſchen Energie auch ihre Verteilung ſo billig
wie nur irgend möglich zu geſtalten. Sie hofft dabei auf die
verſtändnisvolle Mitarbeit der Kommunen und Kommunalver
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zu Zeiten großer Arbeitsloſigkeit vor
rungen bewahrt.

Dieſen Problemen gegenüber zeigt ſich die Wirt
ſchaftspartei einfach hilflos. Der Deutſche Mittelſtand
wird deshalb die Verpflichtung haben, ſich bis zu den näch
ſten Wahlen eingehend über die verhängnisvolle Art zu
unterrichten, wie von Seiten der Wirtſchaftspartet Poli
hik gemacht wird, damit verhindert wird, daß in den Par
lamenten eine neue Gruppe entſteht, die ein Hindernis
iſt für praf tiſche Arbeit.

e

plötzlichen Erſchütte

„„Große politiſche Semſation
der Deutſchnationglen.

Ein Bildnis Streſemanns.
Die Deutſchnationale Reichstagsfraktion hat folgende

Mitteilung, die uns auf den Redaktionstiſch geflogen iſt,
bekannt gegeben

Für Kunſtintereſſenten! Ein a bie l
haftes Bild von Streſemann im Kreiſe ſeiner
Anhänger in der Wandelhalle des Reichstags, großes
ſfarbiges Gemälde, im Stile der „neuen Sachlichkeit“, Hat
der einigen Fraktionskollegen bekannt gewordene Maler
Frohne fertiggeſtellt. Streſemann ſelbſt kennt das Bild
noch nicht. Sobald er es zu ſehen bekommt, wird ihm
nichts anderes übrig bleiben, als es zu hauſen und zu
verſtecken; denn ſobald es öffentlich ausgeſtellt wird, was
beabſichtigt iſt, wird dieſes Bild zu einer gro ßen poli
tiſchen Senſation werden.

Herr Frohne hat ſich bereit erklärt, intereſſterten
Kollegen und Kolleginnen das Bild in ſeinem Atelſer
vorzuſühren. Der Künſtler wird zu dieſem Zweck am
10. und 11. November von 12 bis 3 Ahr in ſeinem Atelier
anweſend ſein. Beſuche zu anderen Terminen ſind gegen
vorherige ſchriftliche Anmeldung möglich. Anſchrift:
Maler Frohne, Pariſer Straße 30- 31, Ecke Olivaer
Platz. Fahrſtuhl benutzen.

Berlin, den 3. November 1926.
Der Fraktionsgeſchäftsführer: gez. Lanbach.

Die Deutſchnationalen haben ſchon Sorgen. Bei ſih
rem wütenden Kampf gegen Streſemann, den ſie, wie
oben mitgeteilt, „im Stile der neuen Sachlichkeit“ fülh
ren, müſſen jetzt ſchon die Maler mithelfen. Das ſcheint
eine ſchöne Sachlichkeite zu ſein. Jedenfalls ſind ſie auf
dem beſten Wege, ſich mit Kampfmethoden dieſer Art ſo
lächerlich wie nur möglich zu machen.

Die Deutſchnationalen haben inzwiſchen den Zurück
zieher gemacht und der Volkspartei ihr Bedauern über

e

Szichten

len zu einer wirkungsvollen Zuſammenarbeit aller beteiligten Pirr

bände, in deren Beſitz ſich vielfach die Stromverteilungsnege

befinden.

ſind, vollkommen zu.
Sie ſehen, meine Damen und Herren, daß das ſogenannte

Hoheitsintereſſe des Staates auf dem Gebiete der Elektro
wirtſchaft ſich ganz und gar nicht erſchöpft in dem Enteig
nungsrecht, das dem Staate auch auf dem Gebiete der Elektro
wirtſchaft zuſteht. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß dieſes Ent
eignungsrecht vollkommen ſachlich und unbeeinflußt von den
geſchäftlichen Intereſſen der ſtaatlichen Unternehmungen aus
geübt werden muß. Jch halte aber überhaupt eine Trennung
nicht nur dieſes Enteignungsvrechtes, ſondern auch der übrigen
von mir geſchilderten Aufgaben des Staates auf dem Gebiete
der Elektropolitik von der rein geſchäftlichen Betätigung des hhun
Staates auf dieſem Gebiete für unbedingt notwendig. Jch
bin deshalb mit der Prüfung der Frage beſchäftigt, wie dieſe
Trennung unter gleichzeitiger Zuſammenfaſſung der ſtaats
eigenen Betriebe am beſten und am einfachſten und ohne Auf
wendungen neuer erheblicher Koſten Herbeigeſührt werden
kann und behalte mir vor, dem Hauſe darüber in abſehbarer
Zeit meine Vorſchläge zu unterbreiten.

Einige Redner des Hauſes haben daran Kritik geübt, ch in
daß neben den Ländern und den Gemeinden ſeit einiger Jeis arbeit
auch das Reich ſich auf dem Gebiete der Elektrowirtſchaft be
tätige. Dieſes Nebeneinander rein privat wirtſchaftlicher Jn
tereſſen ſo verſchiedener öffentlicher Stellen iſt ſicherlich weder
erfreulich noch zweckmäßig. Mindeſtens müßte aber erwartet
werden, daß die verſchiedenen in öffentlicher Hand befindlichen
Unternehmungen mit allem Ernſt dahin ſtreben, miteinander D.
zu arbeiten, ſich gegenſeitig zu unterſtützen und die elektropoli den 29
liſchen Aufgaben gegenüber den rein geſchäftlichen Intereſſen Lreiter
in den Vordergrund zu ſtellen. Es iſt auch nicht zu verken D.
nen, daß die Frage des Enteignungsrechtes in Fällen, in denen abends
die Länder mit ihren eigenen Unternehmungen oder die Un Die M
kernehmungen und die Intereſſen verſchiedener Länder betei- Stamm
ligt ſind, leichter zu löſen wäre, wenn das Reich auf dem Ge D
biete der Elektrowirtſchaft den Ländern und den ſonſtigen Be Ronta
teiligten ohne eigenes Anternehmerintereſſe völlig neutral Altſt
gegenüberſtände. Auch ich würde es daher lebhaft begrüßen Sitzw
wenn ſich das Reich dazu entſchließen würde, auf eine eigene Als
Betätigung auf dem Gebiete der Elektrowirtſchaft zu ver heri

andere
Das ſind im weſentlichen die Ziele der ſtaatlichen Elektri S

zitätspolitik. Jch glaube, daß ſie bei allſeitigem guten Wil J

Kreiſe führt und damit auf einem beſonders wichtigen Ge vorſta
biete unſerer deutſchen Wirtſchaft einem geſunden Fortſchritte Nmo
die Wege ebnet. Dazu erbitte ich Jhrer aller Mitavbeit! Kreis

e e h derdieſen Vorfall ausgeſprochen And. was geſchieht m

Lanbach? eind

Neg o Darunter u enDie Arbeiten am Mittellandkanal. bung
Nachdem nunmehr die Arbeiten am Mittellandkanal

begonnen haben, wird damit gerechnet daß in der näch
ſten Zeit die Arbeitsloſigkeit im Baugebiete ſich merklick
verringern wird. Die erſten Arbeiten, die ausgeführt wer
den, beſtehen in der Errichtung von Schmalſpurbahnen i
Gebiet von Magdeburg bis Peine, außerdem wer
den eine Reihe von Anſchlußbahnhöfen errichtet. Dane
werden Wohnbaracken gebaut, Wege verlegt, außerde
handelt es ſich um den Bau von WegeRampen und Ab
ſchlußdeichen. Etwa 20 eiſerne Kanalbrücken werden i
den Fabriken hergeſtellt werden. Da für den Kanalbau
von Hannover bis Peine etwa 5 bis 6000 Arbeiter be
ſchäftigt worden ſind, kann damit gerechnet werden daſ
jeht ein Vielfaches von Arbeitern für die neue Strecke in
Anſpruch genommen wird. Bei der Anwerbung von Ar
beitern werden die verheirateten Erwerbsloſes
worzugsweiſe behandelt, es wird weiterhin darauf geſehen
daß die Arbeiter möglichſt aus dem Baugebiet ſtammen
Und daß landwirtſchaftliche Arbeiter der Landwäirtſchaf
wicht entzogen werden. Bis zum 15. November ſollen die
Kanalbauämter in Staßfurt und Bernburger
richtet werden. Die geſamten Baulloſe für den Kanal
baut werden bis zum Mai nächſten Jahres vergeben wer
den. Jnsgeſamt kommen neben den Erdarbeiten für der
Bau in Frage etwa 130 Brüchen, 6 Schleuſen, 3 Schlepp
zugsſchleuſen und verſchiedene Hebewerke. Die Vor
arbeiten ſür den Südflügel des Kanals ſind ebenfalls im
Gange; eine Anzahl von Bohrkolonnen, denen ſpäte
Meßkolonnen ſolgen werden, iſt bereits in Tätigkeit. Di
Zentralſtelle für die Kanalbauten wird die Strombauver
waltutig Magdeburg und das Magdeburger Oberpräſi
dium ſein.
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Deutſchnationaler Beamtenfang.
Gelegentlich der Beratung der Entſchädigungsgeſetz Weh

im 22. Ausſchuß des Reichstags beantragten am 12. M
die Abgeordneten Lawerrenz und Genoſſen (Deutſch
mationgle), den beabſichtigten Perſonglabbau im Reichs e
entſchädigungsamt um ein Vierteljahr hinauszuſchieben
Jm Sparausſchuß des Reichstags arbeitet zu gleicher Zei
der Abgeordnete Schmidt (Stettin) (Deutſchna.) mit
Nachdruck daran, alle irgendwie entbehrlichen Stellen
ſtreichen. Von dieſer ſt i len „Streicharbe i wirt
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zagt, entſprechende Vorſchläge

ereinſtellungszwanges
Meter bei Belebung der Betriebe und eines erſhöſlh

höhung der Hauszimsſteuer

Pie Bautätſtglkent

chts Herichtet, wohl aber von dem Antrag auf Hiwants
debung des Perſonalabbaus. Hier wird die deutſch
hiongle Preſſe vermutlich des Lobes überfließen.
eichtgläubige werden gewarmt!

Hofe
je Not der älteren Arbeiter.

Die Not der älteren Arbeiter war Gegenſtand ernſter
den d eingehender Beratungen einer Sitzung des Zentral
de iks der Deutſchen Gewerkvereine, die am 5. November

Berlin tagte. Herbeigeſührt durch die ungünſtige Wirt
g jaftslage und verſchlechtert durch die lang andauernde

veits loſigkeit Hat ſich die Lage dieſer Arbeiter ſo geſtall
daß ſie vielfach unerträglich iſt. Es müſſen deshalb

daßnahmen zur Linderung der Not getroffen werden.
in beſonderer Ausſchuß der Gewerkvereine iſt beauf

auszugarbeiten, die ſich
gauptſächlich in der Richtung der Schaffung eines Wie

für ältere Ar
en Kündigungsſchutze s bewegen ſollen. Ebenſſo

otwendig macht ſich aber auch eine Herabſeßung
v er Altersgren e in der Jnvalidenver-ich e rung und eine entſprechende Anpaſſung

er Rente an die gegenwärtigen Verhältniſſe. Der
zentralrat beſchäftigte ſich ferner mit der ſeitens des
Freußiſchen Wohlfahrts miniſteriums befürworteten Er

von 30 Pro
ent und ſprach ſich mit aller Entſchiedenheit gegen
ine weitere Erhöhung der ungleichen Belaſtung aus.

kann erheblich mehr gefördert
verden, wenn ſtärkere Teile der Hauszinsſteuer zur Her
tellung neuer Wohnungen in der Weiſe benutzt werden,
)aß ſie zur Verzinſung und Amortiſation von größeren
Krediten zur Beſeitigung des Wohnungsmangels dienen.
Auch in dieſer Frage werden entſprechende Vorſchläge aus
gearbeitet werden.
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Herrkteinagchreen.
Bezirk Magdeburg.

D. D. P. (Geſchäftsführender Ausſchuß). Montag,
den 29. November, abends 728 Uhr im Parteibüro,

Breiter Weg 139 140. SD. D. P. (Stammtiſch). Dienstag, den 23. November,
abends 8 Uhr Hotel „Weißer Bär“, Weinſaßſtraße 6.
Die Mitglieder der D. D. P. werden Febeten, ſich am
Stammtiſch zu beteiligen.

Deutſche Demokratiſche Parkei. Am
Montag, den 22. November, abends 8 Uhr findet in den
Altſtädter Bürgerſälen, Apfelſtr. 9, eine
Sitzung des erweiterten Vorſtandes ſtatt.
Als Veſprechungspunkte ſind vorgeſehen: Organiſations

i Kaſſenbericht, kommunale Angelegenheiten und

e e e SD. D. P. Zahlt pünktlich die Beiträge
Wir verweiſen nochmals auf eine Mitteilung des Bezirks
vorſtandes, wonach alle Vertrauensmänner der Deutſchen
Demokratiſchen Partei, die keiner Ortsgruppe oder keiner
Kreisorganiſation angehören, als Einzelmätglie
der des Bezirks verbandes Magdeburg
Anhalt geführt werden. Der Mindeſtbeitrag für
dieſe Mitglieder beträgt vierteljährlich 1 Der Vor
ſtand hofft, daß die beſſer bemittelten Parteifreunde bereit
ſind, einen höheren Beitrag zu leiſten und daß dieſe Bei
träge umgehend bei der Bezirksgeſchäftsſtelle in Magde
burg eingehen.

Für die Republik.

(Jeder Beamte muß die Republik lieben.)
Der Deutſchen Demokratiſchen Parteſt iſt es gelungen

Herrn Dr. Abegg, den kürzlich ernannten Staatsſekretär
im preußiſchen Jnnenminiſterium, zu einem Vortrag zu
gewinnen. Abegg ſprach über politiſche Tagesfraägen; ein

ſaſt nichtsſagendes Thema u. dennoch eine Fülle hochinter
eſſanter Probleme, die von ihm behandelt wurden. Wer

dieſen lebendigen Politiker ſprechen hörte, dem wurde es
a nür allzu klar, warum gerade er, der ſo ſtark von rechts

angegriffen wurde, im geſchloſſenen Kreis ſeiner Freunde
die Frage der inneren Verwaltung berühren wollte.
Vieles, was er ſagte, gehörte ſicherlich nicht in die Oef
fentlichteit, dagegen wäre 7 wünſchenswert geweſen, daß
jene, die heute noch nicht wiſſen, wohin ſie gehören, Dr.
Abeggs Bekenntnis zur Republik hörten ein Bekenntnis,
das jubelnden Beifall fand. Selten hat ein Staatsmann
ſeine Hörer ſo in den Bann gezogen, als Dr. Abegg. Alle
Beamten, die im Dienſte des Staates ſtehen, müſſen nicht
nur Republikaner ſein, ſie müſſen auch die Republik
lieben

Leider können wir keinen ausführlichen Bericht brin
gen wir beſchränken. uns auf einige Gedankengänge.

In einer geſchloſſenen, überfüllten Mitgliederver
ſammlung der Ortsgruppe Magdeburg der Deutſchen
Demokratiſchen Partei ſprach am 14. November Herr Dr.
Abegg, Staatsſekretär im Preußiſchen Miniſterium des
Jnnern, über politiſche Tagesfragen. Er ging davon aus,
daß die Republik ſtehe, ja daß ſie marſchiere. Delbwrücks
Artikel in der Deutſchen Allgemeinen Zeitung über eine
etwaige Rückkehr des Kaiſers habe das auch ausgeführt.
Allerdings ſei es beſſer, dem deutſchen Volke den politiſchen
Karneval zu erſparen, der in gewiſſen Kreiſen dann ein
ſetzen würde. Pring Heinrich zwar habe in Kiel kürzlich
bedauert, daß man das „politiſche Genie“ müßig in Doorn
ſitzen laſſe. Die Fürſtenabfindung habe auch Klarheit ge
ſchaffen; jedenfalls ſei es eine ſchwere Verantwortung für
die Fürſten, zu einer Zeit, wo man Witwen, Waiſen und
Altrentnern ſo wenig geben könne, ſo viel zu erhalten. Er
beleuchtete an einem Beiſpiel, wie wenig gelegentlich dieſe
Verantwortung empfunden würde. Die Flaggenfrage

werde ſich von ſelbſt erledigen da SchwargRot Gold
gleichfalls marſchiere, wie jeder ſich beim bloßen Rückblick
auf 1925 überzeugen könne. Redner ſtreifte die Frage
der Reichswehr, den Angelpunht unſerer innerpolitiſchen
Entwicklung, legte ſeine Stellung zu den Wehrverbänden
und dem Refchsbanner dar, indem er die Verdienſte und
die mittlere Linie des Reichsbanners betonte und führte
moch einmal die Not wendigkeit der Hausdurchſuchungen im
hetzten Sommer aus. Mit Nachdruck bekannte er ſich zu der
Auffaſſung, daß der Beamte von heute die Republik l e
ben müſſe. Vorbedingung einer Verwaltungsreform ſei
Vereinfachung und überſichthiche Zuſammenſaſſüng des
heute geltenden Rechtes. Bekannt ſeien ſeine Abſichten

n n

Was haſt DuzurStärkung der

Partei-Organiſation gekan
Perſönliche Werbearbeit iſt ſehr wertvoll

Arbeite mit!

nach dieſer Richtung im Polizeiweſen. Verlangen müſſe
man auch ſchon rein äußerlich eine Zuſammenfaſſung der
Behörden. Entfernte Aemter fräßen ſich in Berlin mit
Papier und DTinte zuletzt gegenſeitig auf. Die Ausbildung
der Verwalltungs und Gerichtsreferendare brauche nicht
ſſo guseinanderzulaufen wie heute. Ganz ohne die Außen
ſeiter komme man heute noch nicht aus. Die Zweige der
Verwaltung ſeien ja auch ſo ſpezialiſtert, daß ſelbſt der
berufsmäßig Vorgebildete an manche Aufgaben als ein
Außenſeiter nur heranträte. Jm Anſchluß an Friedrich
den Großen, Stein und Fichte, da man in Deutſchland
Wahrheſtten auch heute nur unter Berufung auf Kron
zeugen vorbringen dürfe, ſtellte er Not wendigkeit und
ſüttlhiches Recht der heutigen deutſchen Entwicklung dar.
Die Ausführungen gaben ein deutliches Bild der Schwe
vigkeiten jeder Regierung von heute, aber auch der Ener
gie mit der an einer Löſung gearbeitet wird. Es folgte
ein kürzerer Vortrag über Beamtenfragen von dem als
Beamtenvertreter bekannten Landtagsabgeordneten, Po
lizeiſekretär Rave.
Reichstagsabgeordneter Dr. Hummel Vorſitzender

eines Anterausſchuſſes der Wirtſchaſts-Enquéte.
Von dem „Parlament der Sachverſtändigen das unter

obiger Bezeſchnung ſeit einigen Monaten tagt, erwartet die
Oeffentlichkeit mit Recht große Ergebniſſe. Die Vorarbeiten
ſind jetzt, wie der Vorſitzende, Abg. Lammers der Preſſe
kürzlich bekannt gab, ſoweit vorgeſchritten, daß die Fragen
komplexe, auf die Antworten gefunden werden ſollen, feſt
gelegt ſind, und daß auch im übrigen eine völlige Einigung
über den Umfang des rieſigen Arbeitsgebietes erzielt wurde.
Bei dieſer Gelegenheit wird es unſere Leſer ganz beſonders
intereſſiren, daß der Vorſitz in dem neu zu bildenden Unter

Mausſchuß über die Fragen des Handwerks unſerem Reiche z e e Bernburg Geſellſchaftsſabend der D. D.tagsabgeordneten, dem früheren badiſchen Staatspräſtdenten,
Prof. Dr. Hummel übertragen wurde.

Landtagsabgeordneter Guſtav Hartmann
Sonntag, den 21. November, nachm. 5 Ahr im „Artus
hof in der Generalverſammlung des Gewerkvereins
Deutſcher Metallarbeiter (H. D.) über „Das Arbeits
loſenproblem“. Freunde der Gewerkvereinsbewe
gung ſind zu dieſer Verſammlung frdl. eingeladen.

Das Flugblatt „Die demokratiſche Reichstagsfraktion
und die Landwirtſchaft“, das wir bereits den Organiſa
tionen und Vertrauensmännern zugeſtellt haben, muß
nunmehr unter der bäuerlichen Bevölkerung verbreitet
werden. Der Mehrbedarf iſt ſofort bei der Bezirks

ſpricht am

melden. Da geplant iſt, eine weitere Auflage drucken zu
laſſen, bitten wir die Organiſationen und die Vertrau-
ensmänner, die notwendige Auflage umgehend mitzu
teſten
s e Magdeburg. Rach der Anordnung des Herrn Reichs
arbeitsminiſters vom 9. 11. 1926 betragen die Höchſtſätze der
Erwerbsloſenunterſtützung ſür die Zeit vom 8. 11. 1926 bis zum
31. 3. 1927 wochentäglich:

im Wirtſchaftsgebiet II (Mitte) Ortskl. A. pro Tag
Reichspfennige

1) für Perſonen über 21 Jahre;
J alleinſtehende e a 205b) nicht alleinſtehende während der erſten
e S AUnterſtützungswochen e 178c nicht alleinſtehende vom Beginn der
e 9. Unterſtützungswoche an e 196
2) für Perſonen unter 21 Jahren

alleinſtehende 136l b) nicht alleinſtehende während der erſten

8 Unterſtützungswochen 108e) nicht alleinſtehende vom Beginn der
a 9. Unterſtützungswoche an 8 119

3) als Familienzuſchläge für
a) den Ehegatten e e 55b die Kinder und ſonſtige unterſtützungs

l bberechtigte Angehörige 39
Einſchließlich der Familienzuſchläge darf die Unterſtützung, die

ein Erwerbsloſer erhält, in keinem Falle folgende Beträge (Spitzen
ſätze) überſteigen

während der erſten 8 Unterſtützungswochen 389 Pfg. pro Tag
vom Beginn der J Unkerſtüßungswoche ab 407 Pfg. pro Tag.

Mieterverein. (Ein Vortrag von Dr. Bohner). In
einer gut beſuchten Verſammlung ſprach der demokratiſche
Abgeordnete Oberſtudiendirektor Dr. Bohner u. a. auch
über die Hauszinsſteuer. Nach dem „Generalanzeiger“
hat Dr. Bohner über dieſen Punkt ſich wie folgt geäußert:

„Die Hauszinsſteuer, die ein Produkt der Jnflation iſt,
wird weder von dem Mieter noch von dem Hausbeſitzer
gezahlt, ſondern eigentlich von den Hypothekengläubigern,
die durch die Jnflation 75 Prozent ihres Hypothekenbeſitzes
verloren haben. Die Forderung der Hausbeſttzer, die Haus
zinsſteuer zu beſeitigen, iſt unberechtigt, denn die reduzierte
Zinſenlaſt, die jetzt auf den Grundſtücken liegt, rechtfertigt

geſchäftsſtelle in Magdeburg, Beiteweg 139 140, anzu

Dadurch, daß die Hauszinsſteuer nicht nach der Friedensmiete,
ſondern nach der Höhe der Grundwertſteuer berechnet wird,
erwächſt manchem Hauswirt noch ein beſonderer Vorteil, da
er von ſeinen Mietern die geſetzliche Miete voll erhebt. Die
Hauszinsſteuer beträgt insgeſamt 860 Millionen Mark, wo
von die Hälfte für den allgemeinen Staatsbedarf werwandt
wird. Zweidrittel des Reſtes kommen dem Wohnungsneu
bau zugute, während ein Drittel den Gemeinden für Wohl
fahrtszwecke zugewieſen wird. Bei Klein, Jnvaliden, Sozial
und KHriegsrentnern ſowie bei kinderreichen Familien, Er
werbsloſen und bei einem Einkommen von nicht mehr als
1200 M. jährlich kann auf Antrag eine Stundung bezw.
Niederſchlagung der Steuer erfolgen

Roßlaun. Dr. Bohner ſprach am Montag, den
15. November, im Demokratiſchen Klub Zahlreich war
die Beteiligung, unter der man auch Freunde aus Deſſau,
Zerbſt, Cöthen und Coswig bemerkte. Nach einer beifällig
aufgenommenen Begrüßungsanſprache des Vorſitzenden
Dr. Bruſck und einigen muſtkaliſchen Darbietungen nahm
Dr. Bohner das Wort, um in guter Rede einige aktuelle
Fragen zu behandeln. Starker Beifall dankte dem Redner
Die Schlußanſprache hielt Staatsminiſter Dr. Weber,
der es trefflich verſtand, die republikaniſche Geſinnung in
den Vordergrund zu ſtellen, die dahin ausklang, mit Gletch
geſinnten die Geſelligkeit zu pflegen. Mit dieſer wohlge
lungenen Veranſtaltung hatte die Gruppe Roßlau der D.
D. P. einen vollen Erfolg zu verzeichnen.

Kochſtedt. (Deutſche Demokratiſche Partei.)
Am Mittwoch, den 24. November, abends 8 Uhr findet im
„Schwarzen Adler die Hauptverſammlung ſtatt, zu der alle
Parteifreunde und demokratiſchen Wähler ſowie deren An
gehörige frdl. eingeladen ſind. Kaufmann Krell-Magde-
burg wird über die bisherige Tätigkeit der Partei und ihre
zukünftigen Aufgaben unter Berückſtchtigung des von der
Partei vorbereiteten Agrarprogramms ſprechen. Des weite
ren ſoll die Verſammlung Beſchluß faſſen über die Abhaltung
eines Wintervergnügens und eines Kreisparteitages.

Landkreis Quedlinburg. (Neuer Landrat.) An
Stelle des nach Halberſtadt verſetzten Landrats Müller iſt
jetzt der frühere Polizeipräſident Runge von Halle mit der
Verwaltung des Landkreiſes Quedlinburg betraut worden.
Runge gehört der Sozialdemokrattiſchen Partei an.
Weite Kreiſe werden Landrat Müller mit Bedauern ſcheiden
ſehen. Trotz mancher Anfeindung, der er ausgeſetzt war,
hat es Landrat Müller verſtanden, ſich in weiten Kreiſen
der Bevölkerung große Sympathien zu erwerben. Zu wün
ſchen iſt, daß es ſeinem Nachfolger gleichfalls gelingen möge,
über den Kreis ſeiner Parteiangehörigen hinaus ſich das
Wohlwollen aller Republikaner zu erwerben.

Wörlitz. Zu dem Konflikt mit dem Bürgermeiſter
mahm eine Bürgerverſammlung Stellung. Die von Herrn
Dr. Barſieck vorgetragenen Ausführungen fanden die
Zuſtimmung der Verſammlung Die Verſammelten bil
ſigten das Vorgehen der Stadtverordnetenverſammlung
und den zwiſchen dem Bürgermeiſter und der Stadt ge
ſchloſſenen Vergleich.

Am Sonnabend, den 13. November, fand in dem mit den
ſchwarzrot goldenen Farben reich geſchmückten Saale des
„Erbprinzen“ ein wohlgelungener Geſellſchäftsabend der
Deutſchen Demokrattſchen Partei ſtatt, der von den Her
ren Medizinalrat Dr. Matſhäiſg s und Calm ſorgfältigſt
vorbereitet und auch ſehr gut beſucht war. Jn harmoni
ſcher Shimmung war man bei Muſik und Tanz fröhlich
und guter Dinge, amüſierte ſich bei einer reichhaltigen
Verloſung mit anſchließender amerikaniſcher Auktion und
vergnügte ſich zu „früher“ Stunde, Jung und Alt ge
meinſam, mit allerlei Geſellſchaftsſpielen. Die Ver
anſtaltung iſt um ſo mehr zu begrüßen, als ſolche „Ge
ſſellſchaftsabende“ nach und nach ein Gegengewicht gegen
die reaktionäre, ſogenannte „gute Geſellſchaft bieten und
damit eine Entſchädigung für den Boykott durch jene ſein
können. Zur Nachahmung empfohlen!

Aernge Beteher
„Deutſche Nepublik“. Das zweite Heft der von Dr. Wirth

her ausgegebenen Zeitſchrift Deutſche Republik iſt ſoeben er
ſchienen. Es iſt dem Andenken Walther Rathenaus gewidmet
und enthält außerdem mehrere Beiträge zur Frage des Par
lamentarismus und der Parlamentsreform. Zu den Mit
arbeitern zählen Joſ. Wirth, Ludwig Haas, Paul Löbe, A.
Kuntzenmüller, Arnold Brecht, Theodor Heüß, Guſtav Rad
bruch, Julius Hirſch und andere

Um die Lebens- und Weltanſchauung. Religion, Philoſo
phie und Politik. Von Clemens Fahle. Theodor
Thomas Verlag, Leipzig. 276 Seiten. Preis geh. 6 A. Das
Büch ſtellt den Verſuch eines philoſophiſch und juriſtiſch ge
bildeten, ernſt ringenden Mannes nach einer Gemüt Und
Jntellekt befriedigenden Weltanſchauung dar. Jn leicht ver
ſtändlicher und ſpännender Weiſe zeigt der Verfaſſer, daß wiſ
ſenſchaftliches Denken und Religioſitkät ſich nicht einander
anzuſchließen brauchen, da letztere ja überhaupt nicht Sache
des Jntellekts und der Erkenntnislehre iſt, ſondern er
Wurzel im Gefühlsleben des Menſchen hat und zu praktiſcher

Wollen gelangt, was keineswegs ausſchließt,

oder
aber

Ludwig Münz, Magdeburg.
die Verwendung dieſes Mietanteils für die Allgemeinheit Druck Buchdrucerei Hugo Alpers (Allg. 3tg.), Delitzſch
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Fräunenarbeit.
(Anregungen für die Herbſt und Winterarbeit.)

Von Martha Dönhoff, M. d. L.
Von der Mobilmachung des öffentlichen Lebens zum

Winter ſind auch die Frauenorganiſationen ergriffen
Wenn eine lebendige Organiſation auch den Zuſammen
halt der Mitglieder über die ſtille Zeit des Sommers
pflegt, iſt doch die eigentliche Wirkungsperiode der
Winter Jn ſeinen kürzen Monaten häufen ſich die An

orderungen an die leitenden und aktiven Kräfte der
Vereine überfluten die Anſtrengungen ihrer Propaganda
Vas Publikum. Am eine klare Linie durch das Vielerlei
er Beſtrebungen zu führen und Kraftverzettelung zu
wermeiden, muß eine gewiſſe Arbeitsteilung feſtgehalten
nd beſonders der Anterſchied zwiſchen parteipolitiſcher

kehen hinter den pol

mahme zu den Fragen bedingen. Im allgemein Grund
ſätzlichen reicht die Uebereinſtimmung oft weiter als in
beſtimmten Einzelforderungen.
Die weltanſchaulichen Unterſchiede der Parteibekennt

iſt ſpielen auch in die überparteilichen Frauenorgani
ſationen hinein doch iſt, der Einheitlichkeit weiterer
Raum gelaſſen, weil hier die Verfolgung der Frauen
zfeler an erſter Stelle ſteht. Die Stoßkraft darf nicht
Durch das Hineintragen von Parteipolitik gehemmt wer
den. Beſonders die Frauenorganiſation, deren Arbeits
gebiet am nächſten an das politiſche grenzt, die Frauen
bewegung mit ihrem Eintreten für Gleichberechtigung
und perſönliche Freiheit des weiblichen Geſchlechts muß
ſich vor Parteiſpaltung hüten. Die Preisgabe einer
Grundſatzforderung, wie die des Frauenſtimmrechts, deret
wegen im Jahre 1918 der deutſchfranzöſiſche Frauen
bind ausſchied, darf freilich auch um die Erhaltung der
Einheit willen nicht in Frage kommen.

Eine beſondere Gruppe bilden die konfeſſtonellen
Frauenvereine, die in der Liebesarbeit Großes leiſten
Sie ſind weltanſchaulich eng gebunden, dürfen aber, ſo
lange ſie ſich politiſch neutral nennen, nicht dem Jrrtum
machgeben, kirchlich-chriſtlich und rechtspolitiſch gleichzu
ſetzen. Jn den zahlreichen interkonfeſſtonellen Wohl
fahrts und Zweckvereinen findet die politiſch orientierte
Frau oft Gelegenheit, die politiſche Neutralität zu ver
eidigen. Jhre Verletzung verſtößt gegen das Organiſa
wionsprinzip und bedeutet Einſchränkung der Wirkungs

möglichkeit, ſowohl hinſichtlich der Mittelbeſchaffung als
nuch des Arbeitsbereichs. Auch die gewollte oder nicht
verhinderte Aufrichtung geſellſchaftlicher Schranken be
wirkt parteipolitiſche Abgrenzung. Um ſolchen Schäden
zu wehren, muß man den betreffenden Vereinen ange
hören und in ihnen mitarbeiten; von außen her kann man
michts beſſern

Und beſſern müſſen wir hier, auch im politiſchen
Jntereſſe. Der neue Staat räumt der freien Wohlfahrts-
pflege wichtige Befugniſſe ein in der öffentlichen Für
ſorge. Deshalb müſſen demokratiſch denkende Frauen in
ihre Organiſationen hinein nicht um eine Parteiherr-
ſchaft aufzurichten, ſondern um Parteimißbrauch zu ver
hindern und die rechten Träger ſchaffen zu helfen für die
heute ſo weit geſpannten ſozialen Aufgaben. Die echte
wärmherzige Frau hat ein natürliches Bedürfnis, ſich in
tätiger Nächſtenliebe und ſtaatsbürgerlicher Verant
wortung zu beweiſen. Die freie Wohlfahrtspflege gibt
ihr den Boden dafür.

Als politiſch frei gewordene Frauen wollen wir un
ſer höchſtes Bürgerrecht ſtolz und eifrig ausüben in der
Parteigemeinſchaft. Die Werke der Hilfbereitſchaft und
Menſchenliebe findet ihren Boden in der überparteilichen
Organiſation. Jn beiden Fällen erfüllen wir unſere
Aufgabe als Staatsbürgerin zu Ehren und zur Förde

Polſtiſche und Kberparteiliche

et
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T n cherHalle (S.), den 20.

Na alen n artenAbgeordneteer Dr. Bohner ſür die Aerzte.

Der Proſeſſortitel.
Auf Veranlaſſung des Abgeordneten Bolhner hatte

die demokratiſche Fraktion im preußiſchen Landtag bean
kragt, daß künftig auch den leitenden Aerzten an ſtädti
ſchen Krankenhäuſern der Profeſſortitel verliehen werden
ſollte. Dies war nicht möglich, da nach der Reichsverfaſ
ſung Titel verboten ſind. Auf eine private Anfrage hat
nun der Reichsminiſter des Jnnern geantwortet, daß er

Beabſichtige in nächſter Zeit dem Reichstag einen Geſetz
entwurf vorzulegen, in dem die Verleihung von Titeln,
allerdings in geringem Umfange geregelt würde. Er hof
fe, daß durch die Annahme dieſes Geſetzes ſich die Mor
lichheit ergeben werde, denjenigen Aerzten, die ſich als

JdddddooddodloDorruurrrro
Unſere Poſtbezieher

machen wir darauf aufmerkſam, daß in dieſen Tagen
der Bezugspreis für den Monat Dezem ber von der
Poſt eingezogen wird. Wir bitten, den Betrag be
reitzuhalten. Nur bei rechtzeitiger Beſtellung iſt der
Fortbezug geſichert. Alle Freunde, die bisher einen
Probebezug erhalten haben, bitten wir, nunmehr auf
eigene Rechnung dieſes Exemplar beim Poſtamt

oder beim Verlag zu beſtellen.

I IIEEINUIMCCCCForſcher oder Praktiker in leitenden Stellen der ſtädti
ſchen Krankenhäuſer verdient gemacht haben, den Profeſ
ſorentitel zu verliehen. Endgültiges über die Stellung
des Kabinetts könne er aber nicht ſagen.

Demokraten und große Koalition

Die Haltung der Sozialdemokratie
Jn dem letzten Heft der Hilfe nimmt der demokra

tiſche Reichstagsabgeordnete Erkelenz zu der Frage der
großen Koalition im Reiche Stellung und ſchreibt u. a.
Die unendlichen, immer wieder in neuer Geſtalt auf

tauchenden Widerſtände auf der Seite des Unternehmer
tums ſind wenigſtens für die halbe Front überwunden
Die Tatſache. daß eine Silverbergpartet der Gruppe

ne

e e e

lition, wie es ihn bis jetzt ſo draſtiſch und bedeutſam noch
nicht gegeben hat. Nun liegt für das Reich die Entſchei
dung bei der Sozialdemokratie
Der Primat der Außenpolitik würde eindeutig in die

Richtung der Großen Koalition weiſen Als in Genf bei
dem Empfang den die Reichstagsabgeordneten der deut
ſchen Delegation gaben, Breitſcheid die Rede auf den Au
ßenminiſter hielt, trat unverkennbar hervor, daß die Par
teigruppierung für die Ziele der Außenpolitik gegeben
iſt. Die Außenpolitik muß mit Links gemacht werden.
Trotz aller Rückſchläge nach Genf, trotz Poincare und Ger
mersheim, hat der Parteitag der Deutſchen Volkspartei
ſich nicht nur widerſpruchslos, ſondern enthuſiaſtiſch auf
die Seite Streſemanns geſtellt. Rechts von der Volks
partei findet er eine gleichgeſinnte Gefolgſchaft nicht mehr.

Man kann aber die kommende Außenpolitik nicht mit
einer anderen Mehrheit machen als die kommende Jnnen
politik. Was in der Fortführung der Anfänge von
Thoiry zu geſchehen hat, ſind weſentlich wirtſchaftliche
Schritte mit bedeutenden innerpolitiſchen Konſequenzen.
Dieſe Tatſache weiſt hin auf die notwendige Einheit von
Außen und Jnnenpolitik.

Die kommenden Fragen der Vorbereitung der Welt
wirtſchaftskonferenz, der Reparationspolitik, der Zoll und
Handelspolitik können, wenn ſie dem Ziel von Thoiry un
terworfen werden ſollen, nicht in einem anderen Geiſt et
wa geſtützt auf Hugenberg und den Landbund, angeſührt
werden. Niemals hat daher die Notwendigkeit für die
Große Koalition ſo klar gelegen wie heute. Die Sozial
demokratie ſteht vor einer gegen den Sommer bedeutend
veränderten Sachlage. Wenn ſie damals betonte, daß ſo
kurze Zeit nach der Abſtimmung über die Fürſtenabfin
dung, daß unter dem fortdauernden Druck einer ſich noch
ſteigernden wirtſchaftlichen Kriſts ſie die Mitverantwor
tung nicht übernehmen könne, ſo hat ſich heute die Sach
lage entſcheidend werändert. Die Linie der Außenpolitik
iſt klarer hervorgetreten. Die Beteiligung der Sozialde-
mokratie an der Außenpolitik iſt durch Genf bedeutend
enger geworden. Wenn auch die wirtſchaftliche Kriſis
noch keineswegs zu Ende iſt, ſo zeigt ſie doch zweifellos
eine Erleichterung, und was noch bedeutſamer iſt, die kom
menden Aufgaben ſind derart, daß ſte ein Zuſammenwir
ken der Anternehmer und der Arbeiter vorausſetzen.

9

Das Volksſchullehrerdienſteinkommengeſetz.

Die Preußiſche Landtagsfraktion der Deutſchen Demo
kratiſchen Partei hat im Preußiſchen Landtag die nachſte
hende Kleine Anfrage eingebracht

Jn der 165. Sitzung des Preußiſchen Landtages am
8. Mai 1926 hat der Miniſterialdirektor Kaeſtner erklärt
„Jch darf ſagen, daß wir uns bemühen werden, in mög
ligſt naher Zeit in einer Novelle zum Volksſchullehrer-

rung des weiblichen Geſchlechts und im Dienſte des
Gemeinwohles.

dienſteinkommengeſetz, die vorausſichtlich ohnehin notwen

euſchHngenberg gegenitbemſteht, e ein Forſſchritt auf
dem Wege der volksparteilichen Kreiſe zur Großen Koa

e

2. Jahrgan
e

daß ein Teil der erſten und alleinſtehenden Lehrer nach
Gruppe 3 aufrücken kann

Bei dieſer Novelle zum Volksſchullehrerdienſteinkom
mengeſetz möchten wir dann weiter die beiden Fragen der
Rektoren und Rektorinnen betreffend einfügen und möch
ten monatlich Wert darauf legen, daß die Frage der Voll
zahlung der Gehälter für Rektorinnen hoffentlich gelöſt
wird und noch mehr Wert daruf legen, daß es gelingt,
auf dieſem Wege wenigſtens einen Teil der Rektoren nach
Gruppe 10 zu bringen. Jch habe bereits im Hauptaus
ſchuß ausführen dürfen, daß die gegenwärtige Regelung
der Rektorenbeſoldung tatſächlich den Anforderung der
Gerechtigkeit und Billigkeit nicht entſpricht

Das Vierte, das in dieſer Novelle eventuell zu be
handeln wäre, wäre die teilweiſe Berückſichtigung der
Wartezeit der Schulamtsbewerber bei Feſtſtellung des
Vergütungsdienſtalters, ſo wie es beim Beſoldungsdienſt
alter bereits geſchehen iſt.“

Nach dieſen Ausführungen müßte mit einer baldigen
Vorlage der angekündigten Novelle zum V. D. G. gerech
net werden. Die Beſchleunigung der Einbringung der
Novelle begründet ſich durch die Tatſache daß es ſich nur
um eine Ausgleichung an die Beſoldung der vergleichba
ren Beamtenſchaft handelt, daß ferner Beſchlüſſe des
Landtags auf dieſe Angleichung ſeit Jahren vorliegen und
die Beſeitigung eines der Lehrerſchaft zugefügten lang
wierigen Unrechts dringend notwendig iſt

Wir fragen daraufhin an e W
I ſt die Staatsregierung bereit, mit größter Be

ſchleunigung die angekündigte Novelle zur Vorlage zu

bringen s S2. Falls dieſe Abſicht nicht beſteht, Auskunft zu ge
ben welche Gründe für die Zurückhaltung der Novelle

maßgebend ſind. eSe

Das nennt man Politik! eDie Völkiſchen wollen ihre Aktivität beweiſen und
ſie haben deshalb dem Reichstag einen Antrag vorgelegt
wonach die Locarnoverträge und die Zugehörigkeit zum
Völkerbund gekündigt werden ſollen, ebenſo ſollen in
Bauſch und Bogen ſämtliche Dawesgeſetze für grundſätz
lich und tatſächlich ungültig erklärt werden. Schließlich
ſoll u. a. noch vor Eingehen irgendwelcher äinternationa
len Vereinbarungen die Kriegsſchuldfrage aufgerollt
und zur ſachlichen Erledigung getrieben werden

ehe eFragen an rechtsſtehende Schulleiter.
Einer unſerer Parteifreunde hat als Mitglied des

Kuratoriums eines Gymnaſiums, das einen ſehr rechts
ſtehenden Direktor hat, u. a. folgende Fragen dem Direkt
tor in der Sitzung des Kuratoriums vorgelegt
1. Auf welche Weiſe hat der Herr Direktor dafür ge

ſorgt, daß der Aufgabe, das ſelbſtändige Verantwortungs
bewußtſein des republikaniſchen Staatsbürgers zu wecken
und zu erziehen, am Gymnaſium und in ſeinem Unter

richt genügt wird e e2. Was wird unter „ſonſtigen vaterländiſchen Ver
einigungen“ des Heimatortes verſtanden, denen die
Schüler, nach dem erſtatteten Bericht, neben den Turn

vereinen angehören? e3. Iſt der Eintritt Deutſchlands in den Völkerbund
der heute mindeſtens ebenſo wichtig und für die Geſtal
tung unſerer Zukunft und die Arbeit des Staatsbürgers
bedeutſam iſt wie die jedes Jahr an unſerer Schule ge
feierte Sedanſchlacht, in irgendeiner entſprechenden Form
im Schulleben in Erſcheinung getreten? e
4. Warum wird die Verfaſſungsfeier nicht als eine

vaterländiſche Feier bezeichnet? Welche Feiern müſſen

öffentlich ſein? e e5. Iſt den Schülern im Unterrichte gezeigt worden,
daß die neue Verfaſſung nicht nur Gelegenheit zur Kri
tik gibt, ſondern in weit höherem Maße wirkliche Er
rungenſchaften in ſich birgt und Ziele zeigt die von der
alten Verfaſſung überhaupt noch nicht geſehen werden

konnten e6. Womit will der Herr Direktor es begründen, daß
er als Amtsperſon bei einer öffentlichen Feier ſeiner An
ſtalt einen Kranz mit einer Schleife in den Farben des
alten Staates niederlegt, und warum hat er nicht die
Farben des neuen Staates genommen?

Wir bringen dieſe Fragen als ein Beiſpiel, wie im
kleinen gearbeitet werden kann und muß.

Dr. Bohner.

Unterſtützung der Hochwaſſergeſchädigten,
Die demokratiſche Land tagsfraktion hat folgende

Kleine Anfrage im Preußiſchen Landtag eimgebracht:
„Die durch das im Sommer eingetretene Hoch waſ

ſer geſſchädigten handwirtſ chaff tiliſchen Be
triebe ſind in ihrer Exiſte n z außerordentlich
gefäſhrdet. Die kleinen und mittleren Betriebe, bei
denen die pachtweiſe be wirtſchaftete Fläche überwiegt,
ſtehen vor dem Ruin. Da eine fühlbare Anterſtützung des
Staates hislang noch nicht erfolgt iſt, ſind dieſe Betriebe
vollkommen außerſtande, ihren Verpflichtungen nachzu
kommen. Das trifft beſonders auch ſür die Pächter von
fiskaliſchen Ländereien zu, die am 1. Oktober ihren Ver
pflichtungen in Bezug auf Pachtzahlungen nicht nachkom
men konnten. Die Regierung in Magdeburg, die von den
im Magdeburger Bezirk gelegenen Geſchädigten um Pacht

dig werden wird, in der Beziehung Anregung zu geben, nachlaß gebeten wurde, hat einen ablehnenden Beſcheid
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mit dem Hinweis erteilt, daß eine Unterſtützung durch das
zuſtändige Landratsamt zu erfolgen hätte.

Wir fragenJſt das Shagtsminiſterium bereit, den durch das
Hochwaſſer geſchädigten Landwirten den Pachtzins bis
zur endgültigen Durchführung der Hilfsaktivn zu ſtunden?

2. Was gedenkt es zu tun, um die auch vom preußi
ſchen Staatsrat gewünſchte Unterſtützung der Hochwaſſer
geſchädigten ſo ſchnell wie möglich in die Tat umzuſetzen

v

Völkiſche Kampfesweiſe.
Wegen Verleumdung beſtraft.

Der frühere deutſchvölkiſche Abgeordnete Falhren
Horſt wurde unter Anklage geſtellt, weil er ſich durch
Herabwürdigung des Miniſterpräſidenten Briaun, des
früheren Miniſters Severing ſowie der Reichs
far ben des Vergehens gegen S. 8 Abſ. 1 und 2 Des
Republikſchutzgeſetzes ſchuldig gemacht hatte. Das Gericht
verurteilte dieſen völkiſchen Wanderredner zu 6 Mo
naten Gefängnüs.Jn der Begründung hieß es, der Angeklagte habe in
der niederträchtigſten und roheſten Weiſe Mitglieder der
Regierung als Verbrecher beſchimpft und die Reichsfarben
geſchmäht. Er habe bewußt und beabſichtigt gehandelt,
das gehe aus ſeiner Aufforderung an die über wachenden
Poligeibeamten hervor, die von ihm angewendeten Kraft
gausdrücke zu notieren. Eine Bewährungsfriſt zu bewilli
gen, habe das Gericht abgelehnt, da der Angeklagte ſchon
zweimal wegen gleichartiger Vergehen vorbeſtraft ſei
und ſich die damals gegen ihn verhängten Geldſtrafen nicht
habe zur Warnung dienen laſſen.

Die beſtehende republikaniſche Stagatsform müſſe
energiſch gegen ſolche gehäſſigen und niederträchtigen An
griffe geſchuht werden. Denn ſie ſei heute die geſehmäßige
Staatsform. Und wenn umgekehrt die Republik von den
Völbiſchen geſtürzt und die Monarchie wieder aufgerichtet
würde, ſo wäre wohl der Angeklagte der erſte, der nach
dem Majeſtätsbeleidigungsparagraphen rufen würde, falls
jemand von dem wiedereingeſetzten Herrſcher behaupten
wollte, er ſei ein Verbrecher an der Republik.

e

Kanaliſierungspläne in Preußen.
Die Demokratiſche Landtagsfraktion hat im Preußi

ſchen Landtag nachſtehenden Arantrag eingebracht:
„Der Landtag wolle beſchließen, einen beſonderen

Ausſchuß von 29 Mitgliedern zur Beratung der dem Land
tag vorliegenden und noch zugehenden Geſetzentwürfe und
Aranträge, betreffend Kanaliſierungen, einzuſetzen, um
zu ermitteln, welche Kanaliſierungspläne in Preußen zu
fördern ſind.

Darfeinachrieten
Bezirk Halle.

Gaskrieg in der Rechtspreſſe.
Halle. Sie liegen ſich wieder einmal in den Haaren,

Halles angebliche Vertreterinnen nationaler Belange“,
Die Allgemeine Zeitung und die „Halleſche Zeitung.
Giftige Gasſchwaden werden hinüber und (herüber ge
blaſen. Denn dieſe Art Kriegsführung liegt ihnen gut
und ſie kennen ſich darin aus. Und diesmal läßt man es
ſich auch etwas koſten Einer iſt zu viell Der eine hin
dert den anderen im Geſchäft! So ſchalltis aus beiden
Lagern. Und nun geht der Tanz los! Die „Halleſche
Zeitung will den Verlagsdirektor Geſiſſel von der
Allgemeinen Zeitung auf der Suche mach einer führen
Hen deutſchnationalen Perſönlichkeit, die ſich zu einem
Schurkenſtre ich gegen das eigene Neſt bereit
finden ließe, ertappt haben. Bei dem früheren deutſch
nationalen Geſchäftsführer Ohm ſei dieſer Verſuch
Geiſels mißlungen, aber bei dem deutſchnationalen Ge
ſchäftsführer Paul Heſſſe in Aſchersleben habe er Erfolg
gehabt. Ein von dieſem unterzeichnetes Flugblatt ſei ver
breitet und darin der „Halleſchem Zeitung vorgeworfen
worden, daß ſie völbiſch unzuverläſſig ſſei, da ſie ſüſch
auf dem Lande als Judenfeind, in derStadt aber, und zwar aus Geſſchäfts rück
ſich ten, all s das Gegenteſtill aufſpüelee. Die
Schriftleitung der „Halleſchen Zeitung randaliert deshalb
auf einer ganzen Dextſeite gegen dieſen Weberfall Geiſels,
läßt ſich durch Wiedergabe einer Anzahl Briefe teutſcher
nationaler Männer ihre nationale und wöllbiſcche Treue
beſcheinigen und ruft ſchließlich die Hilſe der Deutſch
mationalen Partei an, damit dieſe mit der „Allgemeinen
Zeitung und ihrem Verlagsdirektor Geiſel endlich
Schluß mache. Bis dahin wolle ſie noch warten, ſonſt
Gier verſagt ihr vorläufig die Stimme.)

Und nun kommt bezeichneter Geiſel von der „Allge
meinen Zeitung und läßt beſagtes Flugblatt abdrucken.

Es lautet:
Achtung! Landwirte! Achtung!

Jn euren Kreiſen glaubt man immer noch, die
„Halleſche Zeitung (Verlag Otto Thiele) ſei allein
völkiſch zuverläſſig und der Juden Schreck. Sie ſelbſt
verſpricht in Tauſenden von ſchwarz weißroten Flug

blätterneine nationale unerſchütterliche Politik
deren Kurs niemals ſchwankt.

Das iſt ein Wort!
Und wie iſt die Tat

Jn Nr. 90 der „Halleſchen Zeitung (Verlag Otto
Thiele) wird in einem Artikel über das Fürſtenkom
proiniß geſagt:

Landauflage:
„Mittlerweile ſind die Kommuniſten unter Füh

rung des Vorſitzenden des Raubgausſchuſſes, des
Juden Dr. Kuczynski, beim Jnnenminiſter er
ſchienen uſw.

So habt ihr's auf dem Lande gelbeſſen.
Die Shadt ausgabe der „Halleſchen Zeitung

Verlag Otto Thiele) hat ein anderes Geſicht denn in

der Nr. 90 vom ſelben Tage, im ſelben Artikel und
an derſelben Stelle fehlt der Hinweis auf das jüdiſche
Glaubensbekenntnis des kommuniſtiſchen Vorſitzenden
des Raubausſchuſſes, und die Berichtſtelle hautet mwur
noch folgendermaßen

Stadtauflage:
„Mittlerweile ſind die Kommuniſten unter Fülh

rung des Vorſitzenden des Raubausſchuſſes, Dr.
Kuczynski, beim Jnnenminiſter erſchienen uſw.

Jſt das ein Kurs, der niemals ſchwankt
Man wird eher ſagen müſſen, daß die „Halleſche

Zeitung in dieſem Falle nicht bloß geſchwankt, ſon
dern ſogar gezittert hat, und zwar vor Angſt, die Ge
wogenheit der jüdiſche Geſchäſtswelt in Halle und
damit deren Jnſeratenaufträge zu verlieren, wenn
die Grimaſſe ruchbar würde. Deshalb wurde „der
Jude pfiffigerweiſe geſtrichen, und Dr. Kuczynski er
ſchien in der Stadtauflage von Nr. 90 der „Halleſchen
Zeitung nur noch als einfacher Kommumiſt.

Den Abdruck dieſes Flugblattes verſteht Geiſel mit
der Ueberſchrift: Ein Jude wird zum Ver
ſchwinden gebracht. Außerdem legt er los und
führt die vielen Gerichtsurteile an, in denen die „Halle
ſche Zeitung verdonnert wurde und erbringt Beläge da

D. D. P. Halle
Mittwoch, den 24. November, abends 8 Uhr im

großen NikolausSaal

Lichtbildervortrag:
Groß Deutſchland

Vortragender: Herr Renker.

Kommunoſpoſlsehe

AusSracne.
Die Mitglieder werden um zahlreiches Erſcheinen ge

beten. Gäſte ſind willkommen.
Der Vorſtand.
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für, daß auch ein Berliner Gericht
tung bereits argliſtiſche Täuſchung nachgewieſen und die
Anſechtung von Jnſeraten Verträgen mit ihr für berech
tigt erklärt habe. Ein früherer Expedient der „Halleſchen
Zeitung habe als Zeuge unter Eid ausgeſagt, daß die
Auflagenhöhe der „Halleſchen Zeitung 5000 bis 5500
Stück betragen habe, Beilagen aber in einer Anzahl von
e 000 bis 15 000 eingetroffen ſeien. Die übriggeblie
benen habe man als Altpapier verkauft. Auch ſonſt wird
Geiſel ſehr energiſch und warnt ſchließlich die Deutſch
nationale Partei davor, die „Halleſche Zeitung zu decken.
Was wird dieſe nun mit ihren beiden Freunden machem.

th.

Ein 70jähriger. Herr Stadtrat Schmidt in Torgau
konnte am 19. d. Mts. ſeinen 70. Geburtstag begehen.
Durch raſtloſe und erfolgreiche Arbeit hat der Jubilar die
Briefumſchlag und Papierausſtattungsfabrik F. H. Schmidt
zu einem großen Unternehmen geführt und auch ſeiner
Heimatſtadt als Mitglied des Magiſtrats erſprießliche Dienſte
leiſten können. Politiſch hat der Jubilar ſchon in früheren
Jahren den freiſinnigen und fortſchrittlich geſinnten Reihen
an führender Stelle angehört. Herr Stadtrat Schmidt iſt
Mitglied der Demokratiſchen Partei, die ihm auch an dieſer
Stelle zu ſeinem 70. Geburtstage die herzlichſten Glück
wünſche ausſpricht und ihm einen heiteren Lebensabend

wünſcht.
DeutſchDemokratiſche Frauengruppe Halle a. S. Am

Donnerstag, den 25. November, abends 82
Uhr im St. Nicolaus Vortrag von Frl. E. GramsPöß
meck- Thüringen über „Die Entwicklung der Be
rufsſſchalen in Th üxrſingen.“ Anſere Mitglieder
ſind (herzlichſt eingeladen. Gäſte willkommen

Ein lange Leitung. Jn Nr. 21 des „Amtlichen Schul
blattes für den Regierungsbezirk Merſeburg wird durch
Regierungsverfügung vom 19. Oktober 1926 ein Rund
erlaß des Preußiſchen Miniſters des Jnnern vom 30. Juli
1925 bekannt gemacht, durch den das Beflaggen von
Dienſtgebäuden uſw. in ſchwarzweißroten Farben ver
boten worden iſt. Alſo 13 Jahr dauert es, bis ein

der „Halleſchen Zei

Werbung neuer Mitglieder
Verbreitung Wochenſchrift

und nachhaltigſte Unterſtützung
der Partei

Anmeldungen nehmen entgegen

Deutſche Demokratiſche Partei Magdeburg
Breiteweg 139/140

Deutſche Demokratiſche Partei Halle
Leipziger Straße 21.

ſchwinden

Min. Erl. zur Auswirkung in der nächſten Jnſtang
kommt. Was ſollte aus der Schule werden, wenn die
Lehrerſchaft ſolchem Beiſpiel ihrer vorgeſetzten Behörden
folgen würde Oder ſollten da andere Gründe worliegen

Halle. Am Mittwoch, den 24. November, abends
8 Uhr, wird im großen Nikolaus-Saal Herr Amtsleitev
Renker in einem Vortrage die großdewtſſche
Frage behandeln. Anſere Parteifreunde wiſſen daß
politiſch und wirtſchaftlich dieſer Frage eine ſehr hohe Be
deutung beizumeſſen iſt und daß ſie zur Zeit in allen
Lagern lebhaft erörtert wird. Auch wir wollen ſie be
ſprechen und begrüßen es deshalb, daß der Vorſitzende un
ſeres Bezirksverbandes, Herr Renker, ſich zu einem ſolle
chen Vortrage bereitgefunden hat. Da die Worte des
Vortragenden außerdem durch Vorführung von Lichtbil
dern veranſchauhicht werden, hoffen wir, daß den Partei
freunden ein wertvoller Abend geboten wird. Wir er
warten zahlreichen Beſuch von Frauen und Männern

Handelsminiſter Dr. Schreiber in Querfurt.

In einer ſehr gut beſuchten öffentlichen Verſammlung
ſprach am 7. November der preußiſche Miniſter für Han
del und Gewerbe, Herr Dr. Schreſiber, in Querfurt
Der Miniſter würdigte zunächſt die großen Erfolge un
ſerer Außenpolitik und hob mit Recht hervor, daß dieſe,
bei aller Anerkennung der Verdienſte Streſemanns,
ohne Rathenau, der dafür ſein Leben laſſen mußte, micht
möglich geweſen wären. Nicht militariſtiſche Gewalt
ſondern der klare Verſtand ruhiger Männer und die
wirtſchaftliche Notwendigkeit haben uns die Erfolge von
Genf und Thoiry gebracht. Der Jubel der ganzen Welt
begrüßte beim Eintritt in den Völkerbund das einſt ge
achtete Deutſchland. Dies iſt gleichzeitig die wirkſamſte
Widerlegung der Kriegsſchuldlüge. Noch ſtehen wir erſt
am Anſang einer neuen Zeit, aber daß es unaufhaltſam
vorwärts gegangen iſt, beſtreiten nur noch Verblendete.
Jnnerpolitiſch haben dieſe Tatſachen zu einer wachſenden
Feſtigung der Republik geführt. Man wundert ſich faſt,
wer alles jetzt auf einmal wieder Republikaner ſein
will! Die höchſt begrüßenswerte Stellungnahme des
Reichsverbandes der Induſtrie (Silverberg!) gab den
Auftakt, dann folgte das klare Vekenntnis des Deutſchen
Beamtenbundes zur republikaniſche Verfaſſungein Bekenntnis, das ſogar der Juriſtentag in Bonn eben
falls ablegte. Der „Jungdo unter Mahraun wamdelt
außen und innenpolitiſch ſchon längſt andere Bahnen als
ſie von den „Verbänden“ bisher ein geſchlagen worden
ſind. Neuerdings kriſelt es ſogar im Stahlhelm. Die
Demokraten werden jeden, der ehrlich mitarbeiten will,
gern aufnehmen. Im zweiten Teil ſeiner Rede verbrei
dete ſich der Miniſter über wirtſchaftliche Fragen. Auch
in der Wirtſchaſt ſei, trotz aller Not der Zeit, ein ſtarker
Auſſtieg nicht zu verkennen. Die Zahl der Arbeitsloſen
ſei von 2 Millionen auf 1,3 Millionen zurückgegangen
der deutſche Exporthandel habe die Zahlen der Vorkriegs
zeit faſt erreicht, die Sparkaſſeneinlagen wüchſen ſtändig

zur Zeit nicht gutDer Landwirtſchaft gehe es leider
ſie hatte voriges Jahr eine gute Ernte aber miedrige
Zug dieſes Jahr zwar höhere Preiſe, aber eine ſchlechte
Ernte.
Dauer mehr Nutzen bringen als hohe Preiſe. Der Steuer
druck ſei für den Mättelſtand äußerſt ſchwer zu ertragen
Der Miniſter ging näher auf die einzelnen Steuern, be
ſonders die Hauszins und Gewerbeſteuer, ein und gab
zu, daß hier viele Härten und Ungerechtigkeiten beſtehen.
Für die Gewerbeſteuer ſeien für 1927 weſentliche Erleich
terungen geplant. Am die Steuerlaſten erleichtern zu
können, muß das Reich im allgemeinen danach ſtreben
den Verwaltungsapparat einzuſchränken; die überflüſſtgen
Organe aller möglichen Zwergſtaaten könnten ruhig ver
ſſchwinden. Die Demokratie erſtrebt den deutſchen Ein
heitsſtaat unter Berückſichtigung der kulturellen Eigen
art der Stämme. Mit freudigem Optimismus bekannte
ſich Dr. Schreiber zu dem Glauben an die geſunde und
ruhmvolle Zukunft des deutſchen Volkes und gab der I
Hoffnung Ausdruck, daß gerade die bewährten Jdealle der
Demokratiſchen Partei auch weiter berufen ſein möchten
Deutſchland emporzuführen zu neuer Freiheit und Größe
Die Verſammlung dankte dem Miniſter mit ſtürmiſchem

Beſifall. S M. Sturm.Kreisverein Querfurt. Eine Kreſis-Vertraus
ensmännertagumng, die außerordentlich ſtark be
ſucht war, veranſtaltete der Kreisverein Querfurt am 7.
November in Querfurt. Herr Miniſter Dr. Schretber,
der am Nachmittag in öffentlicher Verſammlung ſprach
nahm liebenswürdigerweiſe auch an der Vertreterſitzung
heil. Nachdem geſchäftliche Fragen geklärt worden wa
ren, wurden folgende Vorſtandsneuwahlen getroffen
1. Vorſitzender Herr Steuerinſpektor Friedrich, 2. Vor
ſitzender Herr Lehrer Jhle, 1. Schriftführer Herr Ober
ſteuerſekretär Kolbe, 2. Schriftführer Herr Buchhändler
Scheel, I. Kaſſenwart Herr Meſſerſchmiedemeiſter Rotzſch,
2. Kaſſenwart Herr Beamtenanwärter Walther. Der er
weiterte Vorſtand beſteht aus dem Vorſitzenden der An
terbegirke und dem Kreistagsabge ordneten und dem
Kreisausſchußmitglied der D. D. P. Nach Erledigung
werſchiedener anderer Fragen (Ernennung zweier Ver
treter für die Bezirksvertreterſitzung in Halle am 21. 11.,
Hinweis auf die kommenden Werbeveranſtaltungen der
D. D. P. u. a.) ergriff der Herr Handelsminiſter Dr.
Schreiber das Wort zu wertvollen Ausführungen
Er wies auf die deutlich erkennbaren Fortſchritte des
republikaniſchen Gedankens und auf die Folgerichtigkeit
der demokratiſchen Grundlinien, in der äußeren und lin
meren Politik hin. Anter den Parteien ſei die Wirtſchafts
partei eine Gefahr, da ſie reine Jntereſſenpolitik gegen
die Konſumenten treibe, nie eine Verantwortung über
nehmen wolle und den Materialismus in den Mittel
ſtand trage, was eine bedauerliche Verblendung ſei
Jhre Erfolge würden aber genau ſo wie die der Völkiſchen
mit zunehmender wirtſchaftlicher Konſolidierung ver
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